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Infoblatt Nr. 06a 

Erlaubnisvoraussetzungen  

für Erlaubnis nach §11 Tierschutzgesetz 

Folgende Voraussetzungen müssen für die Erteilung einer Erlaubnis nach  

§11 Tierschutzgesetz erfüllt sein: 

1. Sachkunde: 

Die verantwortliche Person muss auf Grund ihrer Ausbildung oder ihres bisherigen 
beruflichen oder sonstigen Umgangs mit Tieren über die für die Tätigkeit erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen. 

Der Nachweis hierüber ist dem Antrag beizufügen. 

Hat die verantwortliche Person keine staatlich anerkannte oder sonstige Aus- oder 
Weiterbildung absolviert, die zum Umgang mit den entsprechenden Tierarten befähigt, 
kann die Behörde ein Fachgespräch im Beisein eines beamteten Tierarztes und 
erforderlichenfalls weiterer Sachverständiger zum Nachweis der Sachkunde verlangen.  

Bei dem Gespräch sind insbesondere ausreichende Kenntnisse nachzuweisen über 

o die Biologie der entsprechenden Tierart/Tierarten 

o Aufzucht, Haltung, Fütterung und allgemeine Hygiene 

o die wichtigsten Krankheiten der betreffenden Tierarten 

o die einschlägigen tierschutzrechtlichen Bestimmungen 

sowie ausreichende Fähigkeiten im Umgang mit den betreffenden Tierarten. 

2. Zuverlässigkeit: 

Die verantwortliche Person muss zuverlässig sein. 

Der Nachweis der Zuverlässigkeit erfolgt über die Vorlage eines polizeilichen 
Führungszeugnisses sowie ggf. einer Auskunft aus dem Gewerbezentralregister 
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3. Räume und Haltungseinrichtungen: 

Die der Tätigkeit dienenden Räume und Einrichtungen müssen eine den Anforderungen 
des §2 Tierschutzgesetz entsprechende Ernährung, Pflege und Unterbringung der Tiere 
ermöglichen. 

4. Allgemeines: 

Der Antragsteller/ die Antragstellerin muss eine verantwortliche Person und einen 
Stellvertreter / eine Stellvertreterin benennen.  

Mit der Ausübung der Tätigkeit darf erst nach Erteilung der Erlaubnis begonnen werden. 
Zuwiderhandlungen stellen Ordnungswidrigkeiten im Sinne des Tierschutzgesetzes dar 
und können mit einem Bußgeld bis zu 25.000 € geahndet werden. 

 

Hinweis: Sofern Sie beabsichtigen, im Rahmen Ihrer erlaubnispflichtigen Tätigkeit 
Wohnräume zukünftig gewerbsmäßig zu nutzen, sollten Sie sich vor Aufnahme der 
Tätigkeit darüber informieren, ob ggf. eine Nutzungsänderung beim zuständigen Bauamt 
beantragt werden muss.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stand: 22.10.2024 

Hinweis: Dieses Merkblatt erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Obwohl es mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt wurde, kann für die inhaltliche Richtigkeit keine Haftung übernommen werden. 
Bei weiteren Fragen wenden Sie sich bitte an die jeweilige Fachabteilung. 


